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Jeden 
Tag neu.

In der nächsten Landtags-
sitzung am 19. oder 20. No-
vember muss das Parlament 
über zwei Medienstaatsverträ-
ge entscheiden. Diese sollen 
zum 1. Dezember in Kraft tre-
ten. Die Medienstaatsverträge 
müssen von allen Bundeslän-
dern gleichermaßen beschlos-
sen werden. Schert eines aus, 
beginnt der Verhandlungsma-
rathon von vorn. Brandenburg 
ist neben Niedersachsen eines 
der beiden letzten Bundeslän-
der, deren Zustimmung noch 
fehlt. 

Inhaltlich geht es um die Re-
duzierung von Fernsehspar-
tenkanälen und Radiowellen, 
die Deckelung hoher Ausga-
ben für die Sportberichterstat-
tung,  die Verschärfung von 
Regeln für Internet-Angebote. 
Wenn die Bundesländer den 
Medienstaatsverträgen nicht 
zustimmen, werden diese Vorhaben 
nicht in geltendes Recht überführt. 
Bis zum jetzigen Stand zu kommen 
hat es zwei Jahre gedauert, ehe 
die aktuelle Fassung des Vertrags-
werks ausgehandelt war.

Das BSW in Brandenburg hat 
nun angekündigt, dass große Tei-

le der Fraktion im Landtag gegen 
die Medienstaatsverträge stimmen 
wollen. „Das ist in höchstem Maße 
verantwortungslos, kommentiert 
die Landesvorsitzende der Lin-
ken, Katharina Slanina. „Mit seinem 
Agieren besorgt das BSW letztlich 
das Geschäft derjenigen, die die 
öffentlich-rechtlichen Medien am 

Medien-Reformen?
Die Linke: Der Öffentlich-rechtliche Rundfunk ist zwar reformbedürftig,

aber es braucht ihn als zentrale Säule der Demokratie.
Die Brandenburger Regierungskoalition aus SPD und BSW ist sich nicht einig.

liebsten ganz abschaffen würden 
und unabhängigen Journalismus 
als Feind betrachten.“ Ein Schei-
tern der Staatsverträge wäre ein 
weiterer Schritt zur Schwächung 
und letztendlich zur Zerschla-
gung des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks, so Slanina. 

„Natürlich ist der öffent-
lich-rechtliche Rundfunk drin-
gend reformbedürftig. Das hat 
nicht zuletzt der rbb Skandal ge-
zeigt“, betont Slanina. „Diesem 
Bedarf werden die jetzt zur Ab-
stimmung vorliegenden Staats-
verträge aus linker Sicht nicht 
gerecht. Die Linke sieht einen 
starken öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk als zentraler Säule der 
Demokratie und gerade deshalb 
muss die Debatte über seine 
Weiterentwicklung geführt wer-
den.“

In der Regierung hatte das 
BSW in persona von Finanzmi-

nister Robert Crumbach den Me-
dienstaatsverträgen zugestimmt. 
Auch in Thüringen gab es durch die 
Minderheitsregierung Zustimmung. 
Warum jetzt das BSW in Branden-
burg im Parlament nicht zustimmen 
will, könnte wohl eher mit parteiin-
ternen Querelen zu tun haben. bc
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